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Meiner Familie 





Vorwort

Die Arbeit beschäftigt sich mit der für das Körperschaftsteuerrecht zentralen Vorschrift des   

§ 8b KStG. Seit ihrer Neufassung durch das StSenkG ist insbesondere die in Abs. 2 geregelte 

Steuerbefreiung für Veräußerungsgewinne nicht nur rechtspolitisch, sondern auch 

verfassungsrechtlich umstritten. Die dazu vornehmlich in der Literatur aufgekommene Kritik 

soll im Folgenden aufgegriffen und erörtert werden. 

  

Die Norm des § 8b KStG wurde in der Folge mehrfach geändert, von Bedeutung für die 

Veräußerungsgewinnbesteuerung war dabei vor allen Dingen die Einführung der Fiktion 

nichtabziehbarer Betreibsausgaben in § 8b Abs. 3 KStG. Einen Schwerpunkt dieser Arbeit 

stellt daher ebenso die Einordnung dieser Normierung und ihre verfassungsrechtliche 

Bewertung – auch vor dem Hintergrund des Zusammenspiels von Steuerbefreiung und 

Nichtabziehbarkeit von Gewinnminderungen – dar. 

 

Die nachfolgenden Ausführungen sind im Kontext des Systems des Halbeinkünfteverfahrens 

zu sehen. Wesentliche Aussagen sind allerdings verallgemeinerungswürdig und beanspruchen 

somit auch Geltung für das im Gesetzgebungsverfahren befindliche Körperschaftsteuerrecht 

nach der Unternehmensteuerreform 2008, in welchem die Steuerbefreiung voraussichtlich 

beibehalten wird. 

          

Diese Arbeit wurde von der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Westfälischen Wilhelms-

Universität im SS 2007 als Dissertation angenommen. Literatur und Rechtsprechung konnten 

bis Ende Februar 2007 berücksichtigt werden. Mein besonderer Dank gilt Prof. Dr. Dieter 

Birk, der das Promotionsvorhaben betreut hat. Prof. Dr. Heinrich Weber-Grellet danke ich für 

die zügige Erstellung des Zweitgutachtens. 

 

 

Berlin, im Juni 2007  

 

Justus Rind 
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RStBl   Reichssteuerblatt 
 
s.   Siehe 
S.   Seite 
SEStEG  Gesetz über steuerliche Maßnahmen zur Einführung der Europäischen  
   Gesellschaft und zur Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften  
sog.   so genannt(er/es/en) 
SolZ   Solidaritätszuschlag 
SolZG   Solidaritätszuschlagsgesetz 
SPD   Sozialdemokratische Partei Deutschlands  
StandOG  Standortsicherungsgesetz 
StBereinG  Steuerbereinigungsgesetz 
Stbg   Die Steuerberatung (Zeitschrift) 
StbJb   Steuerberater-Jahrbuch 
StBp   Die steuerliche Betriebsprüfung (Zeitschrift) 
StEntlG  Steuerentlastungsgesetz 
SteuerStud  Steuer und Studium (Zeitschrift) 
StRO   Die Steuerrechtsordnung 
StSenkG  Steuersenkungsgesetz 
StuB   Steuer und Bilanzen (Zeitschrift)  
StuW   Steuer und Wirtschaft (Zeitschrift) 
StVj   Steuerliche Vierteljahresschrift (Zeitschrift) 
  
u.   und 
u.a.   unter anderem 
UmwStG  Umwandlungssteuergesetz 
UntStFG  Unternehmenssteuerfortentwicklungsgesetz 
UStG   Umsatzsteuergesetz 
usw.   und so weiter  
 
v.a.   vor allem  
vGA   verdeckte Gewinnausschüttung 
VGH   Verwaltungsgerichtshof 
vgl.   vergleiche 
v.H.   vom Hundert 
Vorbem.  Vorbemerkung 
VVDStRL  Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer 
VZ   Veranlagungszeitraum 
WPg   Die Wirtschaftsprüfung (Zeitschrift) 
WSI-Mitteilungen Monatszeitschrift des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen  
   Instituts der Hans-Böckler-Stiftung 
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z.B.   zum Beispiel 
ZfB   Zeitschrift für Betriebswirtschaft  
ZIP   Zeitschrift für Wirtschaftsrecht und Insolvenzpraxis 
ZRP   Zeitschrift für Rechtspolitik 
z.T.   zum Teil 
zugl.   zugleich 
 


